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Eine historische Darstellung der Europapolitik aus nationaler Perspektive
-
schaut man
auf die historischen Forschungen zur europäischen Integration der letztenJahre, mag die-
ser Ansatz anachronistisch anmuten, denn dort hat sich ein multinationaler Ansatz ent-
wickelt, der die nationale Beschränkung früherer Jahre überwunden hat. Die Vertreter
des multinationalen Ansatzes untersuchen bestimmte Aspekte in der Geschichte der euro-
päischen Integration mit Hilfe von Quellenmaterial aus verschiedenen Ländern, meist er-
gänzt durch Archivalien der Brüsseler Institutionen, um die Komplexität des europäi-
schen Integrationsprozesses adäquat erfassen zu können.2 Dagegen setzt diese Arbeit auf
der Ebene der Europapolitik der Bundesrepublik Deutschland an, da bei näherer Be-
trachtung der aus nationaler Sicht geschriebenen Literatur zur Europapolitik der Bundes-
republik auffällt, dass sich diese Arbeiten fast ausschließlich auf die Regierungschefs be-
ziehungsweise die Außenminister beschränken.3 Diese auf einzelne Personen begrenzte
Betrachtungsweise ist sicherlich vor allem für die Ära Adenauer sehr fruchtbar, hinterlässt
aber eine Lücke zwischen der Europapolitik der dominierenden Politiker und den not-
wendigerweise stärker in die Breite gehenden multinationalen Studien
-
es fehlt die
Rekonstruktion der nationalstaatlichen Europapolitik.
Europapolitik kann aufgrund ihres Querschnittscharakters nicht die Politik eines Ein-
zelnen sein, sondern vollzieht und vollzog sich in einem komplizierten Aushandhmgspro-
zess, an dem neben dem Bundeskanzleramt und dem Auswärtigen Amt auch zahlreiche
weitere Ministerien, Verbände, das Parlament und die Regierungsparteien beteiligt sind.
Gleichzeitig spielt natürlich auch die bi- und supranationale Ebene in den nationalen Ent-
scheidungsprozess hinein. So finden Vorgespräche mit Kommissaren und Kommissionsbe-
diensteten statt und werden Entscheidungen auf ihre Durchsetzbarkeit in Brüssel abge-
klopft. Die in bilateralen Gesprächen und in den Brüsseler Institutionen gewonnenen
Erfahrungen und Einblicke in die Positionen der anderen Regierungen fließen ebenso in
den Entscheidungsprozess ein. Will man diese Aushandlungsprozesse nachvollziehen, ist
ein enormes Aktenmaterial zu sichten, aufzubereiten und in einen sinnhaften Zusammen-
1 Informationsgespräch von Bundeskanzler Kiesinger, Bundesminister Brandt und Bundesminister
Schiller zu den deutsch-französischen Konsultationen, Paris, 14.3.1969, PAAA, B20, Bd. 1436.
2 Stellvertretend seien hier genannt: Thiemeyer, Pool Vert; Kramer, Politische Union; Ludlow, Dealing
with Britain. Wie eine multinationale Erforschung der europäischen Integration idealiter aussehen
könnte, schildert Ludlow, Decision-Making.
3 Siehe hierzu den Uberblick von König/Schultz, Trends und Kontroversen.
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hang zu bringen. Eine in die Tiefe gehende Analyse der nationalen Europapolitik ist daher
Grundvoraussetzung für eine multinationale Untersuchung der europäischen Integra-
tion.4 Diesen Beitrag möchte die hier vorliegende Arbeit für die Regierungszeit der Großen
Koalition in der Bundesrepublik Deutschland leisten.
Um die nationale Europapolitik in ihrer Vielschichtigkeit greifbar zu machen, wird die-
se Studie einen zentralen Ausschnitt der Europapolitik besonders vertiefen
-
die Politik
der Bundesregierung in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). Das bedeutet
gleichzeitig eine Fokussierung auf Westeuropa, auch wenn aufgrund der engen Verzah-
nung der West- und Osteuropapolitik die Ostpolitik der Bundesregierung immer wieder
in die Entscheidungen einfloss. Hier sollen also mit Blick auf die EWG zwei Bereiche mit-
einander in Beziehung gesetzt werden: zum einen die europapolitischen Determinanten
im Binnenbereich und zum anderen die Verhandlungen in Brüssel. Leitfrage der Arbeit
ist die Frage nach den Zielen der Bundesregierung in den Verhandlungen auf europäi-
scher Ebene. Welche Ziele lassen sich identifizieren, wie waren sie untereinander gewich-
tet, und inwieweit spiegelten sich in den Positionen der Bundesregierung in Brüssel „na-
tionale Interessen" wider? Wie verlief die Entscheidungsfindung innerhalb der Bundesre-
gierung, und wer waren die einflussreichsten Akteure auf dem Gebiet der Europapolitik
innerhalb der Großen Koalition? Lässt sich in der Entscheidungsfindung eventuell ein
spezifisches Moment in der Europapolitik der Großen Koalition erkennen, oder reihte
sich die Große Koalition unter diesem Aspekt in die Europapolitik der Vorgänger- und
Nachfolgeregierungen ein? Spielten langfristige Europakonzeptionen eine Rolle, oder
überwog der Pragmatismus? Wie verstand man das Verhältnis zwischen deutscher Wieder-
vereinigung und europäischer Integration? Mit Blick auf den Verhandlungsablauf in
Brüssel lässt sich fragen, inwieweit sich die Positionen der Bundesregierung in den EWG-
Gremien durchsetzen ließen. Welche Kompromisse musste man eingehen, und woran
scheiterten bestimmte Vorhaben?
Diese Fragestellungen werden in fünf chronologischen Abschnitten untersucht. Nach
einem Überblick über die Rolle der Europapolitik in den Koalitionsverhandlungen und die
Bedeutung des deutsch-französischen Verhältnisses für die Europapolitik der Großen Koali-
tion (I) folgen drei Abschnitte, die sich jeweils an den deutschen Initiativen im EWG-
Ministerrat orientieren (II-IV). Die Gliederung soll daher die Möglichkeit bieten, zu prüfen,
welche Ziele die Bundesregierung verfolgte und inwieweit sich die Vorschläge der Bundes-
regierung umsetzen ließen. Im letzten Abschnitt stehen der Bundestagswahlkampf und die
Vorbereitung der Haager Gipfelkonferenz vom Dezember 1969 im Vordergrund (V).
Die Themenauswahl dieser Arbeit beschränkt sich auf zentrale Aspekte der europäi-
schen Integration und orientiert sich an den von der Großen Koalition öffentlich prokla-
mierten europapolitischen Zielen. So nimmt das britische Beitrittsgesuch zur EWG einen
breiten Raum in dieser Arbeit ein, da dieses Thema die europäische Debatte zwischen
1966 und 1969 dominierte. Aber auch die für die Bundesregierung zentralen Themen:
4 Immer noch aktuell ist in diesem Kontext der programmatische Aufsatz von Schwarz, Die europäische
Integration. Darin setzt sich der Bonner Zeithistoriker für eine enge Verzahnung der supranationalen
und nationalen Perspektiven ein. Auch Ludlow verweist darauf, dass nationale Studien zur Europapolitik
für die Integrationshistoriker unverzichtbar seien, da sie wesentlich detaillierter die jeweilige Europapo-
litik untersuchen, als es für eine die zahlreichen nationalen und internationalen Akteure einbeziehende
Integrationsgeschichtsschreibung möglich ist (Decision-Making, S. 132).
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Kennedy-Runde des General Agreements on Tariffs and Trade (GATT), Vollendung der
Zollunion zum l.Juli 1968, Fusion der Gemeinschaftsexekutiven, Weiterentwicklung der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) sowie die politische Zusammenarbeit sollen näher
beleuchtet werden.
Für die Beantwortung der Fragestellungen steht ein breites Quellenmaterial zur Verfü-
gung. Dabei konzentriert sich die getroffene Auswahl überwiegend auf Regierungsakten
und Nachlässe. Zentrale Dokumente des Auswärtigen Amts sowie zahlreiche Protokolle
der bi- und multilateralen Verhandlungen der Bundesregierung wurden bereits in der
Edition „Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland" (AAPD) veröf-
fentlicht. Die zentralen Bestände der für die Arbeit ausgewerteten unveröffentlichten
Quellen finden sich im Politischen Archiv des Auswärtigen Amts in Berlin und im Bundes-
archiv in Koblenz, wo die Akten des Wirtschaftsministeriums und des Bundeskanzleramts
lagern. Da die Europapolitik der Bundesregierung in hohem Maße interministeriell abge-
stimmt werden musste, sind vor allem die zum Bestand des Wirtschaftsministeriums gehö-
renden Akten des höchsten europapolitischen Koordinationsgremiums der Bundesregie-
rung, des Staatssekretärausschusses für Europafragen, von enormer Bedeutung für die
Rekonstruktion der Europapolitik.5
Erweitert werden die Bestände staatlicher Behörden durch die Nachlässe der zentralen
Akteure. So liefern die Nachlässe Kurt Georg Kiesingers und Willy Brandts unentbehrli-
che Details für die Thematik der Arbeit. Insbesondere die Hintergrundgespräche Kiesin-
gers mit ausgewählten Pressevertretern verdeutlichen die europapolitischen Grundein-
stellungen des damaligen Bundeskanzlers. Die Europapolitik des Bundeskanzleramts er-
fährt eine deutliche Konturierung durch den Nachlass des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs im Bundeskanzleramt Karl-Theodor Freiherr von und zu Guttenberg (CSU), dem
„vertrauteste[n] außenpolitischen Mitarbeiter"6 Kurt Georg Kiesingers, und durch den
Nachlass des Chefs des Bundeskanzleramts Karl Carstens. Außerdem gewähren die Nach-
lässe der deutschen Botschafter in London und Paris, Herbert Blankenborn und Sigis-
mund Freiherr von Braun, vertiefende Einblicke in die Politik der Bundesregierung
gegenüber diesen für die Europapolitik der Bundesregierung wichtigsten Partnern. Er-
kenntnisse über den europapolitischen Einfluss der Regierungsfraktionen auf die Bundes-
regierung und den Verlauf der Koalitionsverhandlungen liefern die Deposita der beiden
Fraktionsvorsitzenden Rainer Barzel und Helmut Schmidt. Auch die Aufzeichnungen des
bis Mitte 1967 amtierenden Kommissionspräsidenten Walter Hallstein sowie der beiden
deutschen Kommissare Fritz Hellwig und Hans von der Groeben werden für diese Unter-
suchung herangezogen. Einen Blick hinter die Kulissen der deutschen Agrarpolitik in den
1960er Jahren liefert insbesondere der Nachlass des damaligen Staatssekretärs im Land-
wirtschaftsministerium Rudolf Hüttebräuker. Als wenig ergiebig erwies sich der Nachlass
des für die EWG zuständigen Staatssekretärs des Auswärtigen Amts, Rolf Lahr.
In der Forschungsliteratur ist die Europapolitik der Großen Koalition bisher noch nicht
umfassend untersucht worden. Als Teilbereich der Außenpolitik der Großen Koalition hat
die Europapolitik jedoch frühzeitig Beachtung gefunden. So entstanden Anfang der
5 Zur Bedeutung dieses Staatssekretärausschusses für die Europapolitik der Bundesregierung in den
1960er Jahren siehe Germond/Türk, Staatssekretärausschuss.
6 Kurt Georg Kiesinger: So war es (Teil III), in: Bild am Sonntag vom 1.12.1974, S. 32.
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1970er Jahre fünf Studien im Rahmen eines von Arnulf Baring initiierten Forschungspro-
jekts „Die Große Koalition 1966-1969. Grenzen und Möglichkeiten westdeutscher Außen-
politik"7. Alle Teilstudien tragen deutlich politikwissenschaftlichen Charakter und basieren
überwiegend auf der Auswertung publizistischer Quellen. Die europapolitischen Konzep-
tionen der Regierungsparteien finden in diesen außenpolitischen Untersuchungen eine
angemessene Berücksichtigung. Allerdings liegt der Schwerpunkt der Dissertationen auf
den langfristigen Ideen und Zielen, die man verfolgte, und weniger auf der praktischen
Umsetzung dieser Konzepte im politischen Alltagsgeschäft.
In den folgenden Jahren geriet die Große Koalition in der Forschung beinahe in Ver-
gessenheit, so dass erst einige neuere Gesamtdarstellungen und in den letzten Jahren
vermehrt auch SpezialStudien für einen genaueren Kenntnisstand der Regierungsarbeit
in der Großen Koalition sorgten.
Mitte der 1980er Jahre legte Klaus Hildebrand in der Reihe „Geschichte der Bundesre-
publik Deutschland" einen Band über die Regierung Erhard und die Große Koalition vor.
In dem Versuch, ,,[d]as Anonyme der Supranationalität ebenso zu vermeiden wie einen
Rückfall in den Nationalismus des 19.Jahrhunderts"8, sah der Bonner Historiker recht all-
gemein das Gemeinsame der Europapolitik Kiesingers und Brandts. Im Hinblick auf die
zähen Debatten über einen britischen Beitritt auf europäischer Ebene und den Versuchen
der anderen EWG-Länder, eine europäische Einigung notfalls ohne den französischen
Blockierer zu beginnen, betonte Hildebrand die Leistung der Großen Koalition, „Schlim-
meres verhütet zu haben"9.
Wenige Jahre später warteten die beiden ehemaligen Mitarbeiter Kurt Georg Kiesingers
Reinhard Schmoeckel und Bruno Kaiser mit einem hagiographisch anmutenden Werk
über die „vergessene Regierung"10 der Großen Koalition auf. In der Europapolitik hoben
sie die Rücksichtnahme der Bundesregierung auf den französischen Partner hervor und
urteilten, dass die sozialliberale Koalition auf dem erfolgreichen Haager Gipfel im Dezem-
ber 1969 nur die europapolitischen Früchte der Großen Koalition geerntet habe.11
Dirk Kroegel untersucht in seiner Dissertation die Rolle Bundeskanzler Kiesingers in der
Deutschland- und Außenpolitik der Bundesregierung. Obwohl der Titel des Buches eine
Auseinandersetzung mit der gesamten Außenpolitik der Großen Koalition erwarten lässt,
steht die Deutschland- und Ostpolitik der Großen Koalition und das Verhältnis Kiesingers
zu Herbert Wehner eindeutig im Zentrum der Untersuchung. Die Europapolitik wird nur
im Kontext der deutsch-französischen Beziehungen gestreift. Kroegel bemerkt hierzu, Kie-
singer habe Altbundeskanzler Adenauer vorgetäuscht, gemeinsam mit dem französischen
Staatspräsidenten Charles de Gaulle eine politische Union Europas aufbauen zu wollen.
Tatsächlich sei er jedoch den Angeboten de Gaulies, die in diese Richtung zielten, ausge-
wichen, um eine Abhängigkeit der Bundesrepublik von Frankreich zu vermeiden.12
7 Oetinger, Die Bedeutung des westlichen Systems; Bischoff, Die außenpolitische Konzeption der CSU;
Storz, Außenpolitik als Gesellschaftspolitik; Braunmühl, Kalter Krieg und friedliche Koexistenz; Kodo-
litsch, Die Ostpolitik der Großen Koalition.
8 Hildebrand, Große Koalition, S. 318.
9 Ebd., S.319.
10 Schmoeckcl/Kaiser, Vergessene Regierung.
11 Ebd., S. 229 f.
12 Kroegel, Anfang, S. 332 f.
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Die Fraktionsarbeit der Regierungsparteien ist Gegenstand zweier Dissertationen.
Andrea H. Schneider führt die Leistungen der Großen Koalition auf die gute Zusammen-
arbeit der beiden Fraktionsvorsitzenden Helmut Schmidt und Rainer Barzel zurück.13 Die-
se monokausale These ist gerade für die Europapolitik, die in der Arbeit Schneiders kaum
eine Rolle spielt, sicherlich nicht haltbar. Intensiver befasst sich Daniela Taschler mit der
Europapolitik der CDU/CSU-Fraktion im außenpolitischen Gesamtzusammenhang. In
ihrer Arbeit wird deutlich, dass der als Frankreich-hörig empfundene Kurs der Bundes-
regierung in der Fraktion zunehmend unter Druck geriet. Die gemäßigten Kräfte, die vor
einem Bruch mit Frankreich warnten, konnten sich jedoch insgesamt durchsetzen.14
Uber die Rolle der Fraktion hinausgehend, stellt Klaus Schönhoven die Politik der SPD
in der Großen Koalition dar. Obwohl vor allem Brandt seinen Einsatz für den britischen
Beitritt 1968 verstärkt habe, sei kein durchschlagender Erfolg möglich gewesen. Mit der
Zeit hätten sich in der Koalition „Enttäuschung und Erbitterung"15 über de Gaulles Euro-
papolitik breit gemacht. Man habe zwar keinen Bruch mit Frankreich riskieren wollen, sei
jedoch zunehmend ratloser geworden, wie man mit dem schwierigen deutsch-französi-
schen Verhältnis umgehen sollte.
Das Verhältnis Deutschlands zu Frankreich von 1966 bis 1969, das sich entscheidend auf
die Europapolitik der Großen Koalition auswirkte, ist bereits Gegenstand zahlreicher
Untersuchungen. Einen grundlegenden Einblick aus deutscher Perspektive verschafft der
Aufsatz von Klaus Hildebrand16, dessen Schwerpunkt auf den deutsch-französischen Diffe-
renzen über den britischen EWG-Beitritt liegt. Auf die Auseinandersetzungen von CDU
und SPD mit dem französischen Staatspräsidenten Charles de Gaulle geht Reiner Marco-
witz17 in seiner Studie ein. Nach einer .Aufbruchstimmung"18 im Jahre 1967 habe sich das
deutsch-französische Verhältnis wieder verschlechtert, verursacht durch die dilatorische
Haltung Frankreichs gegenüber dem EWG-Beitrittsgesuch Großbritanniens.19 Obwohl ein
Bruch mit Frankreich habe vermieden werden können, überwiege am Ende der Regie-
rungszeit der Großen Koalition doch die Resignation im deutsch-französischen Verhält-
nis.20 Man habe sich letztendlich auf deutscher Seite dafür entschieden, de Gaulle „auszu-
sitzen"21. Zu einem ähnlichen Urteil kommt Manfred Steinkühler, der in seinem Buch
über den deutsch-französischen Vertrag gegenüber der 1980 erschienenen Dissertation
von Johannes Bauer ansonsten nur wenig Neues zu bieten hat.22 Der ehemalige Mitarbei-
ter des Auswärtigen Amts thematisiert stattdessen in extenso die nationalsozialistische Ver-
gangenheit Bundeskanzler Kiesingers und einiger Mitarbeiter des Auswärtigen Amts, so
dass sich hier eher der Eindruck einer persönlichen Abrechnung als einer fundierten
Analyse der Wirkungen des deutsch-französischen Vertrags aufdrängt.
13 Schneider, Kunst des Kompromisses.
14 Taschler, Herausforderungen.
16 Schönhoven, Wendejahre, S. 416.
16 Hildebrand, Provisorischer Staat.
17 Marcowitz, Option.
18 Ebd., S. 268.
19 Ebd., S. 276.
20 Ebd., S. 287.
21 Ebd.
22 Steinkühler, Der deutsch-französische Vertrag; Bauer, Die deutsch-französischen Beziehungen.
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Erst kürzlich hat Klaus Hildebrand dargelegt, wie viel Einfluss und Faszination die
Europavorstellungen de Gaulles auf Willy Brandt ausübten. Beide seien sich vor allem
über eine „Europäisierung" der deutschen Frage zur langfristigen Uberwindung der Tei-
lung Europas und Deutschlands einig gewesen.23
Die Rolle Willy Brandts in der Europapolitik der Großen Koalition steht auch im Mittel-
punkt eines Aufsatzes von Andreas Wilkens. Die Versuche Brandts, gegen die starren Posi-
tionen Frankreichs und der anderen vier EWG-Länder eine Stagnation der europäischen
Einigung zu verhindern und die britische Beitrittsfrage in Bewegung zu halten, seien in
der Regierungszeit de Gaulles gescheitert. Nach dem Rücktritt de Gaulles sei Brandt klar
gewesen, dass die neue französische Regierung einer Erweiterung zustimmen werde. Man
habe der Regierung Pompidou jedoch die Zeit einräumen wollen, ihre Position neu zu
bestimmen.24
Philipp Gassert legt in zwei Aufsätzen den Schwerpunkt auf die Europapolitik Kiesingers.
Die Preisgabe Walter Hallsteins als zukünftigen Präsidenten einer fusionierten Kommission
der drei Europäischen Gemeinschaften sieht Gassert durch die damit verbundene lange
gewünschte Fusion der Exekutiven gerechtfertigt.25 Die zunehmende Desillusionierung
Kiesingers über die deutsch-französischen Beziehungen und ihre Bedeutung für Fortschrit-
te in der europäischen Einigung wird in einem weiteren Aufsatz Gasserts deutlich.26
Die Haltung der Bundesregierung zum britischen Beitrittsgesuch ist mit einem Fokus
auf den deutsch-britischen Beziehungen für die Jahre 1966/67 detailliert untersucht
worden. Katharina Böhmer schildert das Dilemma der Bundesregierung, einerseits einen
britischen Beitritt zu unterstützen, andererseits aber in ihrer außenpolitischen Konzep-
tion auf gute Beziehungen zu Frankreich angewiesen zu sein. Die Bundesregierung sei
nicht bereit gewesen, eine Krise der deutsch-französischen Beziehungen aufgrund des
britischen Beitrittsgesuchs zu riskieren.27 Zu einem ähnlichen Urteil kommt Hartmut
Philippe, der aufzeigt, wie stark die Bundesregierung in der Beitrittsfrage unter briti-
schem Druck stand.28
Die Europapolitik der Großen Koalition findet ihre entsprechende Berücksichtigung
auch in der Gesamtdarstellung Herbert Müller-Roschachs, eines ehemaligen Mitarbeiters
des Auswärtigen Amts, über die Europapolitik der Bundesregierungen zwischen 1949 und
1977.29 Müller-Roschach hebt, in der Form stark deskriptiv, die großen Erfolge in der
Europapolitik der Großen Koalition hervor: den Abschluss der Kennedy-Runde des
GATT, die Fusion der Exekutiven der Gemeinschaften und den Beginn der Zollunion
zum l.Juli 1968. Den Schwerpunkt seiner Darstellung bildet das britische Beitrittsgesuch,
das aus seiner Sicht von der Bundesregierung unter der gebotenen Rücksichtnahme auf
Frankreich bedingungslos unterstützt wurde.
23 Hildebrand, Willy Brandt, Charles de Gaulle und „la grande Europe"; eine verkürzte Version dieses
Aufsatzes findet sich unter dem Titel: Willy Brandt, General de Gaulle und „la Grande Europe", in: Möl-
ler/Vaïsse (Hrsg.), Willy Brandt und Frankreich, S. 115-120.
24 Wilkens, L'Europe.
25 Gassert, Personalities.
26 Gassert, Kiesinger, Frankreich und das Europäische Projekt.
27 Böhmer, 'We too mean business'; dies., Bundesrepublik Deutschland.
28 Philippe, 'The Germans hold the key'.
29 Müller-Roschach, Die deutsche Europapolitik.
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In einer weiteren Längsschnittdarstellung der bundesrepublikanischen Europapolitik
hebt Corina Schukraft den europapolitischen Stillstand in der Regierungszeit der Großen
Koalition hervor. Kiesinger habe in seiner Rolle als „ehrlicher Makler" zwischen Frank-
reich und Großbritannien nicht viel ausrichten können.30
Zu einem anderen Ergebnis kommt Werner Bührer, indem er den untersuchten Zeit-
raum der deutschen Europapolitik bis 1972 erweitert. Seiner Meinung nach agierte die
Bundesrepublik in der Europapolitik zwischen 1958 und 1972 erfolgreich. Die handels-
politische Teilung Westeuropas in EWG und European Free Trade Association (EFTA) sei
überwunden worden, der von der Bundesregierung aus wirtschaftlichem Interesse
gewünschte Binnenmarkt habe sich deutlich weiterentwickelt und die Bundesrepublik
sei „neben Frankreich zur .europäischen Macht' aufgestiegen"31. Damit sei jedoch eine
Renationalisierung der offiziellen Europapolitik einhergegangen.
Wie dieser Forschungsüberblick verdeutlicht, sind die Ergebnisse zur Europapolitik der
Großen Koalition noch sehr lückenhaft. Thematisch steht in den wenigen Aufsätzen und
Monographien, die sich speziell mit der Europapolitik befassen, das britische Beitrittsge-
such eindeutig im Vordergrund. Da sich aber die Europapolitik der Großen Koalition
nicht im Umgang mit dem britischen Beitrittsgesuch erschöpfte, ist es geboten, die Euro-
papolitik endlich umfassender zu untersuchen und auch die anderen Aspekte der Euro-
papolitik in den Blick zu nehmen. Auffallend ist außerdem, dass der bisherige Zugang in
der Forschung hauptsächlich über Kiesinger beziehungsweise Brandt gewählt wurde oder
die jeweiligen Parteien beziehungsweise ihre Bundestagsfraktionen im Vordergrund der
Untersuchungen standen. Damit wurde bisher gerade das vernachlässigt, was eine Ausein-
andersetzung mit der Regierungszeit der Großen Koalition so reizvoll macht, denn die
Große Koalition bietet eine einmalige Chance: Sie erlaubt eine parallele Untersuchung
sowohl der CDU/CSU als auch der SPD in ihrer Regierungsarbeit. In diesem Kontext ist
zu analysieren, inwieweit sich die europapolitischen Positionen der beiden großen Parteien
und ihrer Protagonisten unterschieden und wie diese Standpunkte in die europapoliti-
schen Entscheidungen der Bundesregierung Eingang fanden.
Schukraft, Die Anfänge westdeutscher Europapolitik.
Bührer, Abschied von der Supranationalität.
